
 

 

 

 
 

 

 

 
 
 
 
 
 

Zweite Änderung zur Fünfundzwanzigsten Allgemeinverfügung des 
Landkreises Meißen zum Vollzug des Infektionsschutzgesetzes 

(IfSG) und der Sächsischen Corona-Schutz-Verordnung 
(SächsCoronaSchVO) 

 

Absonderung von engen Kontaktpersonen, von Verdachtspersonen und 
von positiv auf das Coronavirus getesteten Personen 

 

vom 24. Juni 2022 
 

 

Der Landkreis Meißen erlässt auf der Grundlage des § 28 Absatz 1 Satz 1, § 29 Absatz 1 

und 2, § 30 Absatz 1 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes in Verbindung mit § 1 Absatz 1 

Satz 1 der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung und des Sächsischen 

Staatsministeriums für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zur Regelung der 

Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz und für die Kostenerstattung für 

Impfungen und andere Maßnahmen der Prophylaxe folgende 

 

Allgemeinverfügung: 

 

1. Die Fünfundzwanzigste Allgemeinverfügung des Landkreises Meißen zum Vollzug des 

Infektionsschutzgesetzes (IfSG) und der Sächsischen Corona-Schutz-Verordnung 

(SächsCoronaSchVO) - Absonderung von engen Kontaktpersonen, von 

Verdachtspersonen und von positiv auf das Coronavirus getesteten Personen vom 22. 

April 2022 in der Fassung der Änderung vom 27. Mai 2022 wird unter Abänderung von 

Nummer 8 Satz 2 der Allgemeinverfügung 

 

bis zum 24. Juli 2022 verlängert. 

 

2. Diese Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar. 

 

Begründung 

 

Nach § 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG trifft die zuständige Behörde die notwendigen Schutz-

maßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 IfSG genannten, wenn Kranke, 

Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt werden, 

soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten 

erforderlich ist. Die Zuständigkeit des Landkreises Meißen ergibt sich aus § 1 Absatz 1 

Satz 1 der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung und des Sächsischen 

Staatsministeriums für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zur Regelung der 

Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz und für die Kostenerstattung für 

Impfungen und andere Maßnahmen der Prophylaxe.  

 

Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im Sinn des § 2 Nummer 1 

IfSG, der sich in kurzer Zeit weltweit verbreitete. Es war zu beobachten, dass es auch im 

Landkreis Meißen zu einer raschen Verbreitung der Infektion in der Bevölkerung 

gekommen ist. 

 

Das Robert Koch-Institut schätzt die derzeitige Gefährdung durch COVID-19 für die 

Gesundheit der Bevölkerung in Deutschland insgesamt als hoch ein. 
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Das Risiko für schwere Erkrankungen lässt sich durch eine Grundimmunisierung 

(zweimalige Impfung) und insbesondere eine Auffrischimpfung (drei- oder viermalige 

Impfung) wesentlich reduzieren. Die aktuell dominante Omikronvariante, insbesondere 

BA.2, hat sich deutlich schneller und effektiver verbreitet als die bisherigen 

Virusvarianten, jedoch kam es nicht in gleichem Verhältnis zu einer Erhöhung schwerer 

Erkrankungen und Todesfälle wie in den vorherigen Infektionswellen. 

 

Ziel der Anstrengungen in Deutschland ist es, vermeidbare schwere Erkrankungen und 

Todesfälle sowie mögliche Langzeitfolgen zu minimieren und auch in der COVID-19-

Pandemie allen Menschen die bestmögliche Gesundheitsversorgung zu ermöglichen. 

 

Aus diesem Grund ist durch geeignete Maßnahmen eine Ausbreitung der Infektion mit 

SARS-CoV-2 so weit wie möglich zeitlich zu verlangsamen. Dazu gehört die Absonderung 

von Personen, die positiv auf das Vorhandensein des Coronavirus SARS-CoV-2 getestet 

wurden, sowie die Testung und gegebenenfalls auch die Absonderung von 

Kontaktpersonen mit engem Kontakt zu SARS-CoV-2 infizierten Personen. Nur so können 

auch die Risikogruppen ausreichend geschützt werden. Die Absonderung ist dabei aus 

infektionsmedizinischer Sicht eine entscheidende Maßnahme zur Unterbrechung 

möglicher Infektionsketten. 

 

Zur Regelung der Absonderung hat der Landkreis Meißen am 22. April 2022 eine 

Allgemeinverfügung zur Absonderung von engen Kontaktpersonen, von 

Verdachtspersonen und von positiv auf das Coronavirus getesteten Personen erlassen, 

die nach einer Änderung vom 27. Mai 2022 zunächst bis zum 26. Juni 2022 gilt. 

 

Aufgrund der insoweit unveränderten Rechts- und Infektionslage wird diese Verordnung 

bis zum 24. Juli 2022 verlängert. 

 

Die Anordnung ist gemäß § 28 Absatz 3 IfSG in Verbindung mit § 16 Absatz 8 IfSG kraft 

Gesetzes sofort vollziehbar. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe 

Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich, in elektronischer Form 

nach § 3a Absatz 2 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) oder zur Niederschrift beim 

Landratsamt des Landkreises Meißen, Brauhausstr. 21, 01662 Meißen, zu erheben. 

 

Wird der Widerspruch in elektronischer Form eingelegt, so ist dieser durch De-Mail in der 

Sendevariante „mit bestätigter sicherer Anmeldung“ nach § 5 Absatz 5 De-Mail-Gesetz an 

die De-Mail-Adresse post@kreis-meissen.de-mail.de zu richten. Nähere Hinweise sind auf 

der Internetseite http://www.kreis-meissen.org/13484.html zu finden. Die Erhebung des 

Widerspruches durch einfache E-Mail wahrt daher die Form nicht. 

 

Meißen, den 24. Juni 2022 

 
Ralf Hänsel 

Landrat 

http://www.kreis-meissen.org/13484.html
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